
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Fabio De Masi, Jörg Cezanne,
Klaus Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 19/17444 –

Zusammenarbeit der Bundesregierung mit Deutschlands führender 
Wirtschaftskanzlei

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die international tätige Sozietät Freshfields Bruckhaus Deringer (FBD) ist die 
umsatzstärkste Wirtschaftskanzlei in Deutschland (https://www.capital.de/wirt
schaft-politik/die-groessten-wirtschaftskanzleien-in-deutschland). Bereits im 
Nachgang der globalen Finanzkrise vor zehn Jahren waren die Beratungstätig-
keit von FBD für die Bundesregierung sowie die Zahlung von Honoraren der 
Kanzlei für Nebentätigkeiten Gegenstand parlamentarischer Anfragen und 
medialer Berichterstattung (https://www.abgeordnetenwatch.de/blog/2012-07-
25/diener-zweier-herren-wie-grosskanzleien-die-bundesregierung-der-eurokris
e-beraten).

Derzeit sieht sich FBD einer Reihe an Vorwürfen der Generalstaatsanwalt-
schaft Frankfurt im Hinblick auf den Cum-Ex-Skandal ausgesetzt. Der frühere 
Chef der Steuerabteilung der Kanzlei befindet sich als erste Person überhaupt 
in Untersuchungshaft im Rahmen der juristischen Aufarbeitung der Cum-Ex-
Geschäfte (https://www.handelsblatt.com/finanzen/banken-versicherungen/cu
m-ex-skandal-topkanzlei-freshfields-steht-vor-den-truemmern-ihrer-beratung/
25279076.html). Nach Angaben der Bundesregierung hatte zwischen Ver-
tretern der Leitungsebene des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) und 
FBD in dieser Legislaturperiode ein Treffen stattgefunden (Bundestagsdruck-
sache 19/15931).

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die Fragen betreffen Beziehungen zur Sozietät Freshfields Bruckhaus Deringer 
(FBD). Zur Erhebung der für die Beantwortung der Fragen erforderlichen 
Daten war eine Ressortabfrage durchzuführen. Dabei wurden als Maßstab die 
entsprechenden erläuternden Ausführungen in der Vorbemerkung der Frage-
steller zugrunde gelegt.
Die Antworten geben die im Rahmen der für die Beantwortung von Kleinen 
Anfragen geltenden Fristen ermittelbaren Ergebnisse wieder. Sie sind daher in-
soweit sowohl qualitativ wie quantitativ mit Unsicherheiten behaftet.
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Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 13. März 2020 
übermittelt.
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.



1. In welcher Höhe, und für welche Dienstleistungen hat die Bundesregie-
rung seit 2013 Aufträge an FBD vergeben (bitte nach Jahr, Bundesminis-
terium, Auftragsbeschreibung und finanziellem Volumen auflisten)?

Die Antwort zu Frage 1 ergibt sich aus Anlage 1.

2. In welcher Höhe, und für welche Dienstleistungen haben nachgeordnete 
Behörden, Anstalten, Ämter und Dienststellen im Geschäftsbereich des 
BMF seit 2013 Aufträge an FBD vergeben (bitte nach Jahr, Auftraggeber, 
Auftragsbeschreibung und finanziellem Volumen auflisten)?

Direkt der Aufsicht des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) unterstehen-
de Behörden, Anstalten, Ämter und Dienststellen haben seit 2013 die in An-
lage 2 zusammengestellten Dienstleistungsaufträge an die Sozietät Freshfields 
Bruckhaus Deringer vergeben.

3. Wie viele Beamte und Beschäftigte der Bundesministerien sind seit 2013 
anzeigepflichtigen Nebentätigkeiten bei bzw. im Zusammenhang mit FBD 
nachgegangen (bitte nach Jahr, Bundesministerium und Art der Neben-
tätigkeit aufschlüsseln)?

Nach den vorhandenen Daten ist keine Beschäftigte/kein Beschäftigter eines 
Bundesministeriums einer anzeige- oder genehmigungspflichtigen Nebentätig-
keit bei der Sozietät Freshfields Bruckhaus Deringer seit 2013 nachgegangen.
Bei der rückwärtigen Zeitraumbetrachtung können sich Löschfristen in den 
Personalverwaltungssystemen auswirken. Daten zu Beschäftigten werden nach 
dem Ausscheiden aus datenschutzrechtlichen Gründen gelöscht bzw. anony-
misiert. Gegebenenfalls verbliebene anonymisierte Daten sind nicht geeignet, 
um die gestellte Frage für die Vergangenheit zu beantworten.

4. Welche Mitglieder der Bundesregierung sind seit 2013 finanziell honorier-
ten Nebentätigkeiten bei bzw. im Zusammenhang mit FBD nachgegangen 
(bitte nach Jahr, Bundesministerium und Art der Nebentätigkeit aufschlüs-
seln)?

Die Mitglieder der Bundesregierung dürfen neben ihrem Amt kein anderes be-
soldetes Amt, kein Gewerbe und keinen Beruf ausüben. Sie dürfen während 
ihrer Amtszeit auch nicht dem Vorstand, Aufsichtsrat oder Verwaltungsrat eines 
auf Erwerb gerichteten Unternehmens angehören oder gegen Entgelt als 
Schiedsrichter tätig sein oder außergerichtliche Gutachten abgeben (§ 5 des Ge-
setzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Bundesregierung – 
BMinG). Die Ausübung einer finanziell honorierten Nebentätigkeit eines Mit-
glieds der Bundesregierung bei der Sozietät Freshfields Bruckhaus Deringer 
wäre deshalb rechtswidrig. Die Bundesregierung hat keine Kenntnisse davon, 
dass eines ihrer Mitglieder gegen dieses Verbot verstößt.

5. Welche aktuellen Mitglieder der Bundesregierung bzw. leitenden Beschäf-
tigten von Bundesministerien waren in der Vergangenheit in welcher 
Funktion für FBD tätig (bitte auflisten)?

Auswertbare Statistiken zu Vortätigkeiten aus beliebigen Zeiträumen der Ver-
gangenheit liegen nicht vor. Deshalb können dazu keine Auswertungen vor-
gelegt werden.
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6. Welche ehemaligen Mitglieder der Bundesregierung bzw. leitenden Be-
schäftigten von Bundesministerien sind nach Kenntnis der Bundesregie-
rung aktuell für FBD tätig (bitte auflisten)?

Für Mitglieder der Bundesregierung sowie Parlamentarische Staatssekretärin-
nen und Parlamentarische Staatssekretäre wurden im Juli 2015 gesetzliche 
Regelungen zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit oder sonstigen Beschäftigung 
im Anschluss an das Ausscheiden aus dem Amt in das BMinG aufgenommen 
(§§ 6a bis 6d BMinG).
Über § 7 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Parlamentarischen 
Staatssekretäre – ParlStG – finden die Vorschriften auf Parlamentarische 
Staatssekretärinnen und Staatssekretäre entsprechend Anwendung. Demnach 
besteht eine Anzeigepflicht, wenn ein amtierendes oder ehemaliges Mitglied 
der Bundesregierung oder eine Parlamentarische Staatssekretärin bzw. ein Par-
lamentarischer Staatssekretär beabsichtigt, innerhalb der ersten 18 Monate nach 
dem Ausscheiden aus dem Amt eine Erwerbstätigkeit oder sonstige Beschäfti-
gung außerhalb des öffentlichen Dienstes aufzunehmen. Die Bundesregierung 
kann die Beschäftigung für die Zeit der ersten 18 Monate nach dem Ausschei-
den aus dem Amt untersagen, soweit zu besorgen ist, dass durch diese Beschäf-
tigung öffentliche Interessen beeinträchtigt werden (Karenzzeit). Die Bundes-
regierung trifft ihre Entscheidung auf Empfehlung eines aus drei Mitgliedern 
bestehenden beratenden unabhängigen Gremiums.
Für (politische) Beamte greift nach Ausscheiden aus dem Dienst die Vorschrift 
des § 105 des Bundesbeamtengesetzes (BBG). Sie haben eine Erwerbstätigkeit 
oder sonstige Beschäftigung außerhalb des öffentlichen Dienstes, die mit ihrer 
dienstlichen Tätigkeit in den letzten fünf Jahren vor Beendigung des Beamten-
verhältnisses im Zusammenhang steht und durch die dienstlichen Interessen be-
einträchtigt werden können, vor ihrer Aufnahme schriftlich oder elektronisch 
anzuzeigen. Die Anzeigepflicht endet, wenn die Beamtinnen und Beamten mit 
Erreichen der Regelaltersgrenze in den Ruhestand treten, drei Jahre, im Übri-
gen fünf Jahre nach Beendigung des Beamtenverhältnisses. Diese Regelungen 
gelten auch für frühere Beamtinnen und Beamte mit Anspruch auf Altersgeld. 
Eine anzeigepflichtige Tätigkeit ist zu untersagen, soweit zu besorgen ist, dass 
durch sie dienstliche Interessen beeinträchtigt werden.
Für in der Leitungsebene Beschäftigte im öffentlichen Dienst ab Besoldungs-
ebene B 9 Bundesbesoldungsordnung (BBesO) aufwärts, die auf Grundlage 
eines privatrechtlichen Dienstvertrags beschäftigt sind, wird im Mustervertrag 
für die politischen Beamten entsprechenden Beschäftigten auf die Bestimmun-
gen des Beamtenrechts, insbesondere § 105 BBG, verwiesen.
Aus diesen Pflichten (§§ 6a bis 6d BMinG ggf. i. V. m. § 7 ParlStG; § 105 
BBG ggf. in analoger Anwendung) liegen der Bundesregierung keine Infor-
mationen über bei der Sozietät Freshfields Bruckhaus Deringer tätige frühere 
Mitglieder der Bundesregierung bzw. leitender Beschäftigter vor.

7. Welche Treffen haben in der laufenden Legislaturperiode zwischen Vertre-
tern der Bundesregierung und FBD stattgefunden (bitte nach Zeitpunkt, 
Inhalt und Teilnehmenden aufschlüsseln)?

Bei Treffen zwischen Vertretern der Bundesregierung und Verbandsvertretern 
könnten Vertreter der Sozietät Freshfields Bruckhaus Deringer anwesend gewe-
sen sein. Da diese dann jedoch als Vertreter ihres Verbandes aufgetreten sind, 
kann nicht mehr nachvollzogen werden, um welche Treffen mit welchen Teil-
nehmern es sich konkret gehandelt hat.
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Im Übrigen waren Vertreter der Sozietät Freshfields Bruckhaus Deringer bei 
folgenden Veranstaltungen anwesend, an denen auch Vertreter des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Energie teilgenommen haben:

24.01.2019 Workshop PSt a. D. Hirte, ein Vertreter der Sozietät Fresh-
fields Bruckhaus Deringer und zahlreiche weitere 
Teilnehmer/-innen

23.05.2019 Frauennetzwerk der Sozietät Freshfields 
Bruckhaus Deringer

u. a. Stʼin Dörr-Voß
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